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Hauptversammlung der Bike24 Holding AG am 21. Juni 2022 

Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1 und 127 AktG 

sowie § 1 C-19-AuswBekG 

1. Verlangen auf Ergänzung der Tagesordnung gemäß § 122 Abs. 2 AktG 

Ein oder mehrere Aktionäre, deren Anteile zusammen fünf Prozent des Grundkapitals oder 

den anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 (dies entspricht 500.000 Aktien) erreichen, 

können verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht 

werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage 

beiliegen. 

Ergänzungsverlangen sind schriftlich an den Vorstand zu richten und müssen der Gesellschaft 

mindestens 30 Tage vor der Hauptversammlung – der Tag des Zugangs und der Tag der 

Hauptversammlung sind dabei nicht mitzurechnen –, also bis spätestens zum 

21. Mai 2022 

24:00 Uhr (MESZ) 

zugehen. Später zugehende Ergänzungsverlangen werden nicht berücksichtigt. Die Aktionäre 

werden gebeten, entsprechende Ergänzungsverlangen an die folgende Adresse zu richten: 

Bike24 Holding AG 

Breitscheidstr. 40 

01237 Dresden 

Deutschland 

E-Mail: ir@bike24.net 

Bekanntzumachende Verlangen auf Ergänzung der Tagesordnung werden unverzüglich nach 

Zugang des Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht und solchen Medien zur 

Veröffentlichung zugeleitet, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass sie die 

Informationen in der gesamten Europäischen Union verbreiten. Sie werden außerdem auf der 

Internetseite der Bike24 Holding AG unter 

https://ir.bike24.com/websites/bike24/German/6000/hauptversammlung.html 

bekannt gemacht und den Aktionären mitgeteilt. 

Die diesen Aktionärsrechten zugrundeliegende Regelungen des AktG lautet wie folgt: 
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§ 122 AktG – Einberufung auf Verlangen einer Minderheit (Auszug) 

(2) In gleicher Weise können Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil 

des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500 000 Euro erreichen, verlangen, 

daß Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. Jedem 

neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das 

Verlangen im Sinne des Satzes 1 muss der Gesellschaft mindestens 24 Tage, bei 

börsennotierten Gesellschaften mindestens 30 Tage vor der Versammlung zugehen; 

der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. 

2. Gegenanträge gemäß § 126 AktG, § 1 Abs. 2 Satz 3 C-19-AuswBekG 

Die Aktionäre können zudem Gegenanträge gegen Vorschläge von Vorstand und/oder 

Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesordnung an die Gesellschaft stellen. 

Gegenanträge von Aktionären, die der Gesellschaft unter der nachstehend angegebenen 

Adresse mindestens 14 Tage vor der Hauptversammlung – der Tag des Zugangs und der Tag 

der Hauptversammlung sind dabei nicht mitzurechnen –, also bis spätestens  

6. Juni 2022 

24:00 Uhr (MESZ) 

zugegangen sind, werden einschließlich des Namens des Aktionärs sowie einer etwaigen 

Begründung und/oder Stellungnahme der Verwaltung unverzüglich auf der Internetseite der 

Bike24 Holding AG unter 

https://ir.bike24.com/websites/bike24/German/6000/hauptversammlung.html 

zugänglich gemacht (§ 126 Abs. 1 Satz 3 AktG). 

Anträge von Aktionären, die nach § 126 Abs. 1 Satz 1 und Satz 3 AktG zugänglich zu 

machen sind, gelten nach § 1 Abs. 2 S. 3 C-19-AuswBekG als in der Versammlung gestellt, 

wenn der den Antrag stellende Aktionär ordnungsgemäß legitimiert und zur 

Hauptversammlung angemeldet ist. Das Recht des Versammlungsleiters, im Rahmen der 

Abstimmung zuerst über die Vorschläge der Verwaltung abstimmen zu lassen, bleibt hiervon 

unberührt. Sollten die Vorschläge der Verwaltung mit der notwendigen Mehrheit 

angenommen werden, haben sich insoweit die Gegenanträge erledigt. 

Die Gesellschaft kann davon absehen, einen Gegenantrag (nebst etwaiger Begründung) oder 

Wahlvorschlag zugänglich zu machen, wenn einer der Ausschlusstatbestände des § 126 

Abs. 2 AktG vorliegt. 

Gegenanträge (nebst etwaiger Begründung) von Aktionären zur Hauptversammlung sind 

jeweils ausschließlich an die folgende Adresse zu richten: 
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Bike24 Holding AG 

Breitscheidstr. 40 

01237 Dresden 

Deutschland 

E-Mail: ir@bike24.net 

Anderweitig adressierte Gegenanträge werden nicht zugänglich gemacht. 

Während der Hauptversammlung können keine Gegenanträge gestellt werden. 

Die diesen Aktionärsrechten zugrundeliegenden Regelungen des Aktiengesetzes, die auch 

bestimmen, unter welchen Voraussetzungen davon abgesehen werden kann, Gegenanträge 

zugänglich zu machen, lauten wie folgt: 

§ 126 AktG – Anträge von Aktionären 

(1) Anträge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begründung 

und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind den in § 125 Abs. 1 bis 3 

genannten Berechtigten unter den dortigen Voraussetzungen zugänglich zu machen, 

wenn der Aktionär mindestens 14 Tage vor der Versammlung der Gesellschaft einen 

Gegenantrag gegen einen Vorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem 

bestimmten Punkt der Tagesordnung mit Begründung an die in der Einberufung 

hierfür mitgeteilte Adresse übersandt hat. Der Tag des Zugangs ist nicht 

mitzurechnen. Bei börsennotierten Gesellschaften hat das Zugänglichmachen über die 

Internetseite der Gesellschaft zu erfolgen. § 125 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(2) Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen nicht zugänglich gemacht zu 

werden,  

1. soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar machen 

würde, 

2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluß der 

Hauptversammlung führen würde, 

3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder 

irreführende Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthält, 

4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktionärs 

bereits zu einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 zugänglich 

gemacht worden ist, 

5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher 

Begründung in den letzten fünf Jahren bereits zu mindestens zwei 

Hauptversammlungen der Gesellschaft nach § 125 zugänglich gemacht 



 

 -4- 

 

worden ist und in der Hauptversammlung weniger als der zwanzigste Teil des 

vertretenen Grundkapitals für ihn gestimmt hat, 

6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, daß er an der Hauptversammlung nicht 

teilnehmen und sich nicht vertreten lassen wird, oder 

7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen 

einen von ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat 

stellen lassen. 

Die Begründung braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt 

mehr als 5.000 Zeichen beträgt. 

(3) Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlußfassung 

Gegenanträge, so kann der Vorstand die Gegenanträge und ihre Begründungen 

zusammenfassen. 

3. Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126, 127 AktG, § 1 Abs. 2 Satz 3 C-19-

AuswBekG 

Jeder Aktionär hat das Recht, in der Hauptversammlung Wahlvorschläge zu der auf der 

Tagesordnung stehenden Wahl (Tagesordnungspunkt 5) zu unterbreiten. 

Wahlvorschläge von Aktionären, die der Gesellschaft unter der nachstehend angegebenen 

Adresse mindestens 14 Tage vor der Hauptversammlung – der Tag des Zugangs und der Tag 

der Hauptversammlung sind dabei nicht mitzurechnen –, also bis spätestens  

6. Juni 2022 

24:00 Uhr (MESZ) 

zugegangen sind, werden einschließlich des Namens des Aktionärs sowie einer etwaigen 

Begründung und/oder Stellungnahme der Verwaltung unverzüglich auf der Internetseite der 

Bike24 Holding AG unter 

https://ir.bike24.com/websites/bike24/German/6000/hauptversammlung.html 

zugänglich gemacht (§§ 126 Abs. 1 Satz 3, 127 Satz 1 AktG). 

Wahlvorschläge von Aktionären, die nach § 127 Satz 1 in Verbindung mit § 126 Abs. 1 

Satz 1 und Satz 3 AktG zugänglich zu machen sind, gelten nach § 1 Abs. 2 S. 4 C-19-

AuswBekG als in der Versammlung gestellt, wenn der den Wahlvorschlag machende 

Aktionär ordnungsgemäß legitimiert und zur Hauptversammlung angemeldet ist. Das Recht 

des Versammlungsleiters, im Rahmen der Abstimmung zuerst über die Vorschläge der 

Verwaltung abstimmen zu lassen, bleibt hiervon unberührt. Sollten die Wahlvorschläge der 

Verwaltung mit der notwendigen Mehrheit angenommen werden, haben sich insoweit die 

Wahlvorschläge von Aktionären erledigt. 
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Die Gesellschaft kann davon absehen, einen Wahlvorschlag zugänglich zu machen, wenn 

einer der Ausschlusstatbestände des § 126 Abs. 2 AktG oder des § 127 Satz 3 AktG vorliegt. 

Wahlvorschläge von Aktionären zur Hauptversammlung sind jeweils ausschließlich an die 

folgende Adresse zu richten: 

Bike24 Holding AG 

Breitscheidstr. 40 

01237 Dresden 

Deutschland 

E-Mail: ir@bike24.net 

Anderweitig adressierte Wahlvorschläge werden nicht zugänglich gemacht. 

Während der Hauptversammlung können keine Wahlvorschläge unterbreitet werden. 

Die diesen Aktionärsrechten zugrundeliegenden Regelungen des Aktiengesetzes, die auch 

bestimmen, unter welchen Voraussetzungen davon abgesehen werden kann, Wahlvorschläge 

zugänglich zu machen, lauten wie folgt: 

§ 127 AktG – Wahlvorschläge von Aktionären (Auszug)  

Für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von 

Abschlußprüfern gilt § 126 sinngemäß. Der Wahlvorschlag braucht nicht begründet zu 

werden. Der Vorstand braucht den Wahlvorschlag auch dann nicht zugänglich zu machen, 

wenn der Vorschlag nicht die Angaben nach § 124 Abs. 3 Satz 4 und § 125 Abs. 1 Satz 5 

enthält. 

§ 126 AktG – Anträge von Aktionären 

(1) Anträge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begründung 

und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind den in § 125 Abs. 1 bis 3 

genannten Berechtigten unter den dortigen Voraussetzungen zugänglich zu machen, 

wenn der Aktionär mindestens 14 Tage vor der Versammlung der Gesellschaft einen 

Gegenantrag gegen einen Vorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem 

bestimmten Punkt der Tagesordnung mit Begründung an die in der Einberufung 

hierfür mitgeteilte Adresse übersandt hat. Der Tag des Zugangs ist nicht 

mitzurechnen. Bei börsennotierten Gesellschaften hat das Zugänglichmachen über die 

Internetseite der Gesellschaft zu erfolgen. § 125 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(2) Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen nicht zugänglich gemacht zu 

werden,  

1. soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar machen 

würde, 

http://www.juris.de/jportal/portal/t/16vm/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR010890965BJNE014602140&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint


 

 -6- 

 

2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss der 

Hauptversammlung führen würde, 

3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder 

irreführende Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthält, 

4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktionärs 

bereits zu einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 zugänglich 

gemacht worden ist, 

5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher 

Begründung in den letzten fünf Jahren bereits zu mindestens zwei 

Hauptversammlungen der Gesellschaft nach § 125 zugänglich gemacht 

worden ist und in der Hauptversammlung weniger als der zwanzigste Teil des 

vertretenen Grundkapitals für ihn gestimmt hat, 

6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, daß er an der Hauptversammlung nicht 

teilnehmen und sich nicht vertreten lassen wird, oder 

7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen 

einen von ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat 

stellen lassen. 

Die Begründung braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt 

mehr als 5.000 Zeichen beträgt. 

(3) Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlußfassung 

Gegenanträge, so kann der Vorstand die Gegenanträge und ihre Begründungen 

zusammenfassen. 

§ 124 Abs. 3 Satz 4 AktG 

Der Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder Prüfern hat deren Namen, 

ausgeübten Beruf und Wohnort anzugeben. 

§ 125 Abs. 1 Satz 5 AktG  

Bei börsennotierten Gesellschaften sind einem Vorschlag zur Wahl von 

Aufsichtsratsmitgliedern Angaben zu deren Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden 

Aufsichtsräten beizufügen; Angaben zu ihrer Mitgliedschaft in vergleichbaren in- und 

ausländischen Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen sollen beigefügt werden. 

4. Fragerecht gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 C-19-AuswBekG 

Gemäß den Vorgaben des § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 C-19-AuswBekG besteht für 

Aktionäre im Zusammenhang mit der Hauptversammlung die Möglichkeit, im Wege der 
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elektronischen Kommunikation Fragen zu stellen, ohne dass dieses Fragerecht zugleich ein 

Auskunftsrecht darstellt. 

Der Vorstand hat mit Zustimmung des Aufsichtsrats entschieden, dass Fragen vor der 

virtuellen Hauptversammlung bis spätestens zum 

19. Juni 2022 

24:00 Uhr (MESZ) 

im Wege elektronischer Kommunikation in deutscher Sprache unter Nutzung des 

passwortgeschützten Online-Portals auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://ir.bike24.com/websites/bike24/German/6000/hauptversammlung.html 

gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren einzureichen sind. 

Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freien Ermessen, wie er die von den 

Aktionären fristgerecht gestellten Fragen beantwortet. 

Das Stellen von Fragen nach Ablauf der Frist und während der Hauptversammlung ist nicht 

vorgesehen. Die Beantwortung der Fragen erfolgt „in“ der Versammlung, sofern nicht Fragen 

schon vorab auf die Internetseite der Gesellschaft unter 

https://ir.bike24.com/websites/bike24/German/6000/hauptversammlung.html 

beantwortet worden sind. 

Die diesen Aktionärsrechten zugrundeliegenden Regelungen des C-19-AuswBekG, die auch 

bestimmen, unter welchen Voraussetzungen der Vorstand von der Beantwortung von Fragen 

absehen kann, lauten wie folgt: 

§ 1 Abs. 2 C-19-AuswBekG 

(2) Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Präsenz der 

Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehalten 

wird, sofern 

1. die Bild- und Tonübertragung der gesamten Versammlung erfolgt, 

2. die Stimmrechtsausübung der Aktionäre über elektronische Kommunikation 

(Briefwahl oder elektronische Teilnahme) sowie Vollmachtserteilung 

möglich ist, 

3. den Aktionären ein Fragerecht im Wege der elektronischen Kommunikation 

eingeräumt wird; 

4. den Aktionären, die ihr Stimmrecht nach Nummer 2 ausgeübt haben, in 

Abweichung von § 245 Nummer 1 des Aktiengesetzes unter Verzicht auf das 
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Erfordernis des Erscheinens in der Hauptversammlung eine Möglichkeit zum 

Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung eingeräumt wird. 

Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, wie er Fragen beantwortet; 

er kann auch vorgeben, dass Fragen bis spätestens einen Tag vor der Versammlung im Wege 

elektronischer Kommunikation einzureichen sind. 

 

Dresden, im Mai 2022 

Bike24 Holding AG 

– Der Vorstand – 

 


